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183 Übungen der Bundeswehr 

 

Die Bundeswehr führt am 09.11.2020 und 10.11.2020 im Bereich 
Nassenfels und Adelschlag und Buxheim eine Übung durch.  

Ersatzansprüche für evtl. Schäden durch die Bundeswehr sind über 
die Gemeinde bei der Bundeswehr-Dienstleistungszentrum Ingolstadt, 
Marlene-Dietrich-Str. 12, zu melden. 

Die Gemeinden werden gebeten, für die ortsübliche Bekanntma-
chung (ggf. auch in abgelegenen Gemeindeteilen und Gehöften) und die 
Verständigung der Jagdberechtigten zu sorgen und auf die Fristen für 
die Anmeldung von Manöverschäden hinzuweisen. 

Der Bevölkerung wird nahegelegt, sich von den Einrichtungen der 
übenden Truppen fernzuhalten. Die Bestimmungen über Räum- und 
Fundmunition und die einschlägigen Strafbestimmungen sind zu beach-
ten. 

 

 

184 Übungen der Bundeswehr 

 

Die Bundeswehr führt am 10.11.2020 und 11.11.2020 und vom 
16.11.2020 bis 19.11.2020 im Bereich Köschinger Forst eine Übung 
durch.  

Ersatzansprüche für evtl. Schäden durch die Bundeswehr sind über 
die Gemeinde bei der Bundeswehr-Dienstleistungszentrum Ingolstadt, 
Marlene-Dietrich-Str. 12, zu melden. 

Die Gemeinden werden gebeten, für die ortsübliche Bekanntma-
chung (ggf. auch in abgelegenen Gemeindeteilen und Gehöften) und die 
Verständigung der Jagdberechtigten zu sorgen und auf die Fristen für 
die Anmeldung von Manöverschäden hinzuweisen. 

 

 

Der Bevölkerung wird nahegelegt, sich von den Einrichtungen der 
übenden Truppen fernzuhalten. Die Bestimmungen über Räum- und 
Fundmunition und die einschlägigen Strafbestimmungen sind zu beach-
ten. 

 

185 Sitzung des Ausschusses für Tourismus und Wirtschaft 

 am 10.11.2020 

 

Am Dienstag, den 10.11.2020 findet um 17:00 Uhr im großen Sit-
zungssaal (Zi.-Nr. 101), Landratsamt Eichstätt, Residenzplatz 1, 85072 
Eichstätt eine Sitzung des Ausschusses für Tourismus und Wirtschaft  
mit folgender Tagesordnung statt: 

 

I.     Öffentlicher Teil 

1. Vorläufiger Saisonbericht 2020 unter besonderer Berücksich-
tigung der Coronalage 

2. Naturparkprogramm 2021 

3. Qualitätsoffensive Radtourismus – Sachstand 

4. Projekt „Wassererlebnis Altmühltal“ – Sachstand 

5. Haushaltsansätze 2021 im Bereich des Tourismus und Marke-
tingplanung 2021 

6. Beteiligung an einer Standort- und Clusteranalyste der Region 
10 

7. Kooptation HWK und IHK 

8. Unterstützungshilfen und Beschäftigung 

9. Verschiedenes 

 

 

Bekanntmachungen anderer Behörden  

 

Zweckverband Abwasserbeseitigungsgruppe Alt-
mühl-Jura  

186 Satzung zur 5. Änderung der Verbandssatzung für den 
Zweckverband Abwasserbeseitigungsgruppe Altmühl-
Jura vom 21.10.2020 

Auf Grund des Artikels 18 des Gesetzes über die kommunale Zusam-

menarbeit (KommZG) erlässt der Zweckverband folgende Satzung 

 

§ 1 Änderungen 

Die Verbandssatzung des Zweckverbandes Abwasserbeseitigungs-
gruppe Altmühl-Jura wird wie folgt geändert: 
 

§ 11  

(3) 

A M T S B L A T T  
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Die bestellten Verbandsräte erhalten, außer dem genannten Ausla-
genersatz für Verbandsräte die kraft ihres Amtes der Verbandsver-
sammlung angehören, eine Entschädigung in Form einer Sitzungsgeld-
pauschale. Das Nähere regelt die Entschädigungssatzung. 
 

§ 14 

Rechtsstellung des Verbandsvorsitzenden 

Der Verbandsvorsitzende und sein Stellvertreter sind ehrenamtlich 
tätig. Unbeschadet des § 11 erhält der Verbandsvorsitzende für seine 
Tätigkeit nach § 13 eine Aufwandsentschädigung. Das Nähere regelt 
die Entschädigungssatzung. 
 

§ 15 

Dienstkräfte des Zweckverbandes, Geschäftsleitung 

Die Verbandsversammlung bestellt einen Geschäftsleiter. Sie kann 
diesem durch Beschluß Zuständigkeiten des Verbandsvorsitzenden 
nach § 13 Abs. 2 übertragen. Durch gesonderten Beschluß kann sie ihm 
ferner unbeschadet des § 10 Abs. 1 weitere  

Angelegenheiten zur selbständigen Erledigung übertragen. Der Ge-
schäftsleiter nimmt an den Sitzungen der Verbandsversammlung bera-
tend teil. Er erhält für seine Verbandstätigkeit sowie  die Teilnahme an 
den Sitzungen (einschließlich Schriftführerfunktion) eine Entschädi-
gung. Das Nähere regelt die Entschädigungssatzung. 
 

§ 2 Inkrafttreten 

Diese Satzung tritt zum 1. Oktober 2020 in Kraft. 
 

Eichstätt, 21.10.2020 

Zweckverband Abwasserbeseitigungsgruppe Altmühl - Jura 

R. Schermer, Verbandsvorsitzender 

 

 

 
187  Entschädigungssatzung für den Zweckverband Abwas-

serbeseitigungsgruppe Altmühl-Jura 

Der Zweckverband Abwasserbeseitigungsgruppe Altmühl-Jura er-
lässt aufgrund Art. 30 Abs. 2 des Gesetzes über die kommunale Zusam-
menarbeit (KommZG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 20. 
Juni 1994 (GVBl. S. 555, ber. 1995 S. 98, BayRS 202-6-1-I), zuletzt 
geändert durch § 1 Abs. 43 der Verordnung vom 26. März 2019 (GVBl. 
S. 98), sowie Art. 20a und Art. 23 der Gemeindeordnung für den Frei-
staat Bayern (GO), in der Fassung der Bek. vom 22. August 1998 
(GVBl. S. 796 BayRS 2020-1-1-I), zuletzt geändert durch § 5 Abs. 2 
des Gesetzes vom 23. Dezember 2019 (GVBl. S. 737) und § 11 Abs. 2, 
§§ 14 und 15 der Verbandssatzung gemäß Beschluss der Verbandsver-
sammlung vom 21.10.2020 folgende 
 

Satzung 

§ 1 

Entschädigungsberechtigte 

Der/Die Verbandsvorsitzende und die übrigen Mitglieder der Ver-
bandsversammlung werden für die Teilnahme an Sitzungen und für die 
sonstige mit ihrem Amt verbundene Tätigkeit nach Maßgabe dieser Sat-
zung entschädigt. Entsprechendes gilt für die Stellvertreter/innen, so-
fern ein Vertretungsfall vorliegt. 
 

§ 2 

Entschädigung der Verbandsräte/Verbandsrätinnen 

 

(1) Die Verbandsräte/Verbandsrätinnen, die nicht gemäß Art. 

31 Abs. 2 Satz 1 KommZG kraft Amtes der Verbandsver-

sammlung angehören, erhalten für die Teilnahme an Sitzun-

gen der Verbandsversammlung und ihrer Ausschüsse eine 

Sitzungsgeldpauschale. Die Sitzungsgeldpauschale wird 

auf 50,00 Euro festgesetzt. Mit diesem Betrag sind die Weg-

streckenentschädigung und alle sonstigen Ansprüche abge-

golten. 

(2) Soweit die Verbandsräte/Verbandsrätinnen Lohn- und Ge-

haltsempfänger sind, erhalten sie außerdem den entstande-

nen Verdienstausfall für die Dauer der Sitzung einschließ-

lich einer angemessenen An- und Abreisezeit ersetzt. Der 

Betrag des entgangenen Lohns und Gehalts ist durch Be-

scheinigung des Arbeitgebers nachzuweisen. 

(3) Soweit die Verbandsräte/Verbandsrätinnen selbstständig 

tätig sind, erhalten sie für die durch die Teilnahme an den 

Sitzungen bedingte Zeitversäumnis eine Pauschalentschä-

digung von 50,00 Euro je Sitzung. Dies gilt nicht für Sit-

zungen, die ab 19.00 Uhr oder später beginnen oder an 

Samstagen, Sonntagen oder gesetzlichen Feiertagen statt-

finden. 

(4) Wenn Verbandsräte/Verbandsrätinnen zusätzlich Aufgaben 

übernehmen, die wesentlich über ihre Aufgaben als Ver-

bandsräte hinausgehen, oder wenn sie als Ausschussvorsit-

zende bestellt sind, erhalten sie die doppelte Entschädigung 

nach Absatz 1. Die gleiche Entschädigung erhalten Ver-

bandsräte als stellvertretende Ausschussvorsitzende für die 

Sitzungen, in denen sie den Ausschussvorsitz übernommen 

haben. Die Sätze 1 und 2 gelten auch bei der Wahrnehmung 

des Ausschussvorsitzes und der Stellvertretung durch Ver-

bandsräte, die der Verbandsversammlung nach Art. 31 Abs. 

2 Satz 1 KommZG kraft Amtes angehören. 

 

§ 3 

Entschädigung des/der Verbandsvorsitzenden 

 

(1) Der/Die Verbandsvorsitzende erhält für seine/ihre Tätig-

keit eine monatliche Pauschalentschädigung in Höhe von 

150,00 Euro. Die Entschädigung ist nicht dynamisiert. 

(2) Der/Die Stellvertreter/Stellvertreterin des/der Verbands-

vorsitzenden erhält für seine/ihre Tätigkeit eine Sitzungs-

geldpauschale in Höhe von 100,00 Euro. Mit diesem Be-

trag sind die Wegstreckenentschädigung und alle sonsti-

gen Ansprüche abgegolten. 

 

§ 4 

Entschädigung des Geschäftsleiters/der Geschäftsleiterin 

Der/Die Geschäftsleiter/in erhält für seine/ihre Tätigkeit eine Auf-
wandsentschädigung. Diese Aufwandsentschädigung wird in Form ei-
ner monatlichen Pauschale in Höhe von 150,00 Euro gewährt. 
 

§ 5 

Auszahlung der Entschädigung 

Die nach Monatsbeträgen bemessenen Pauschalentschädigungen 
werden monatlich im Voraus ausgezahlt. Die übrigen Entschädigungen 
werden nachträglich nach Abrechnung ausbezahlt. 
 

§ 6 

In-Kraft-Treten 

 

Diese Satzung tritt am 01.10.2020 in Kraft. 

Eichstätt, 21.10.2020 

Zweckverband Abwasserbeseitigungsgruppe Altmühl-Jura 

R. Schermer 

Verbandsvorsitzender 

 

 

 
Zweckverband zur Wasserversorgung der Wolfsbuch-
Paulushofener Gruppe 

188 Beitrags- und Gebührensatzung zur Wasserabgabesat-
zung des Zweckverbandes zur Wasserversorgung der 
Wolfsbuch-Paulushofener Gruppe (BGS/WAS) vom 
19.10.2020 
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Auf Grund von Art. 22 Abs. 2 und Art. 26 Abs. 1 des Gesetzes über 
die kommunale Zusammenarbeit (KommZG) i. V. m. Art. 5, 8 und 9 
des Kommunalabgabengesetzes erlässt der Zweckverband zur Wasser-
versorgung der Wolfsbuch-Paulushofener Gruppe (im Folgenden 
„Zweckverband“) gemäß Beschluss der Verbandsversammlung vom 
19.10.2020 folgende Beitrags- und Gebührensatzung zur Wasserabga-
besatzung:  

§ 1 

Beitragserhebung 

Der Zweckverband erhebt zur Deckung ihres Aufwandes für die 
Herstellung der Wasserversorgungseinrichtung einen Beitrag. 

§ 2 

Beitragstatbestand 

Der Beitrag wird erhoben für 

1. bebaute, bebaubare oder gewerblich genutzte oder gewerblich nutz-

bare Grundstücke, wenn für sie nach § 4 WAS ein Recht zum An-

schluss an die Wasserversorgungseinrichtung besteht 

 oder 

2. tatsächlich angeschlossene Grundstücke. 

§ 3 

Entstehen der Beitragsschuld 

(1) 1Die Beitragsschuld entsteht mit Verwirklichung des Bei-
tragstatbestandes. 2Ändern sich die für die Beitragsbemessung maßgeb-
lichen Umstände im Sinne des Art. 5 Abs. 2a KAG, entsteht die – zu-
sätzliche – Beitragsschuld mit dem Abschluss der Maßnahme. 

(2) Wird erstmals eine wirksame Satzung erlassen und ist der Bei-
tragstatbestand vor dem Inkrafttreten dieser Satzung erfüllt, entsteht die 
Beitragsschuld erst mit Inkrafttreten dieser Satzung. 

 

§ 4 

Beitragsschuldner 

Beitragsschuldner ist, wer im Zeitpunkt des Entstehens der Bei-
tragsschuld Eigentümer des Grundstücks oder Erbbauberechtigter ist. 

§ 5 

Beitragsmaßstab 

(1) 1Der Beitrag wird nach der Grundstücksfläche und der Ge-
schossfläche der vorhandenen Gebäude berechnet. 

2Die beitragspflichtige Grundstücksfläche wird bei Grundstücken 
von mindestens 2.500 m² Fläche (übergroße Grundstücke) in unbeplan-
ten Gebieten 

–  bei bebauten Grundstücken auf das 3-fache der beitrags
 pflichtigen Geschossfläche, mindestens jedoch 2.500 m², 

–  bei unbebauten Grundstücken auf 2.500 m² 

 begrenzt. 

(2) 1Die Geschossfläche ist nach den Außenmaßen der Gebäude in 
allen Geschossen zu ermitteln. 2Keller werden mit der vollen Fläche 
herangezogen. 3Dachgeschosse werden nur herangezogen, soweit sie 
ausgebaut sind. 

4Gebäude oder selbstständige Gebäudeteile, die nach der Art ihrer 
Nutzung keinen Bedarf nach Anschluss an die Wasserversorgung aus-
lösen oder die an die Wasserversorgung nicht angeschlossen werden 
dürfen, werden nicht herangezogen; das gilt nicht für Gebäude oder Ge-
bäudeteile, die tatsächlich einen Wasseranschluss haben. 5Balkone, 
Loggien und Terrassen bleiben außer Ansatz, wenn und soweit sie über 
die Gebäudefluchtlinie hinausragen. 

 (3) 1Bei Grundstücken, für die nur eine gewerbliche Nutzung ohne 
Bebauung zulässig ist, sowie bei sonstigen unbebauten, aber bebauba-
ren Grundstücken wird als Geschossfläche ein Viertel der Grundstücks-
fläche in Ansatz gebracht. 2Grundstücke, bei denen die zulässige oder 
für die Beitragsbemessung maßgebliche vorhandene Bebauung im Ver-
hältnis zur gewerblichen Nutzung nur untergeordnete Bedeutung hat, 
gelten als gewerblich genutzte unbebaute Grundstücke i. S. d. Satzes 1, 
Alternative 1. 

(4) 1Ein zusätzlicher Beitrag entsteht mit der nachträglichen Ände-
rung der für die Beitragsbemessung maßgeblichen Umstände, soweit 
sich dadurch der Vorteil erhöht. 2Eine Beitragspflicht entsteht insbeson-
dere, 

–  im Fall der Vergrößerung eines Grundstücks für die zusätzli
 chen Flächen, soweit für diese bisher noch keine Beiträge ge
 leistet worden sind, 

–  im Falle der Geschossflächenvergrößerung für die zusätzlich 
 geschaffenen Geschossflächen sowie im Falle des Absatzes 1 
 Satz 2 für die sich aus ihrer Vervielfachung errechnende zu
  sätzliche Grundstücksfläche, 

–  im Falle der Nutzungsänderung eines bisher beitragsfreien 
 Gebäudes oder Gebäudeteils i. S. d. § 5 Abs. 2 Satz 4, soweit 
 infolge der Nutzungsänderung die Voraussetzungen für die 
 Beitragsfreiheit entfallen. 

(5) 1Wird ein unbebautes, aber bebaubares Grundstück, für das ein 
Beitrag nach Absatz 3 festgesetzt worden ist, später bebaut, so wird 

der Beitrag nach Abzug der nach Absatz 3 berücksichtigten Geschoss-
flächen und den nach Abs. 1 Satz 2 begrenzten Grundstücksflächen 

neu berechnet. 2Dieser Betrag ist nachzuentrichten. 3Ergibt die Gegen-
überstellung ein Weniger an Geschossflächen, so ist für die Berech-
nung des Erstattungsbetrages auf den Beitragssatz abzustellen, nach 

dem der ursprüngliche Beitrag entrichtet worden ist. 
 

§ 6 Beitragssatz 

Der Beitrag beträgt 

a) pro m² Grundstücksfläche 

b) pro m² Geschossfläche 

 

§ 7 

Fälligkeit 

Der Beitrag wird einen Monat nach Bekanntgabe des Beitragsbeschei-

des fällig. 

§ 7a 

Beitragsablösung 

1Der Beitrag kann vor dem Entstehen der Beitragspflicht abgelöst wer-

den. 2Der Ablösungsbetrag richtet sich nach der voraussichtlichen Höhe 

des Beitrages. 3Ein Rechtsanspruch auf Ablösung besteht nicht. 

§ 8 

Erstattung des Aufwands für Grundstücksanschlüsse 

(1) Der Aufwand für die Herstellung, Anschaffung, Verbesserung, 
Erneuerung, Veränderung und Beseitigung sowie für die Unterhaltung 
der Grundstücksanschlüsse i. S. d. § 3 WAS ist mit Ausnahme des Auf-
wands, der auf die im öffentlichen Straßengrund liegenden Teile der 
Grundstücksanschlüsse entfällt, in der jeweils tatsächlichen Höhe zu er-
statten. 

(2) 1Der Erstattungsanspruch entsteht mit Abschluss der jeweiligen 
Maßnahme. 2Schuldner ist, wer im Zeitpunkt des Entstehens des Erstat-
tungsanspruchs Eigentümer des Grundstücks oder Erbbauberechtigter 
ist; mehrere Schuldner (Eigentümer oder Erbbauberechtigte) sind Ge-
samtschuldner. 3§ 7 gilt entsprechend. 

bis 4 m³/h 36,00 €/Jahr 

bis 10 m³/h 48,00 €/Jahr 

bis 16 m³/h 60,00 €/Jahr 

über 16 m³/h 72,00 €/Jahr. 

bis 2,5 m³/h 36,00 €/Jahr 

bis 6 m³/h 48,00 €/Jahr 

bis 10 m³/h 60,00 €/Jahr 

über 10 m³/h 72,00 €/Jahr. 
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(3) 1Der Erstattungsanspruch kann vor seinem Entstehen abgelöst 
werden. 2Der Ablösungsbetrag richtet sich nach der voraussichtlichen 
Höhe des Erstattungsanspruchs. 3Ein Rechtsanspruch auf Ablösung be-
steht nicht. 

§ 9 

Gebührenerhebung 

Der Zweckverband erhebt für die Benutzung der Wasserversor-
gungseinrichtung Grundgebühren (§ 9a) und Verbrauchsgebühren 
(§ 10). 

§ 9a 

Grundgebühr 

(1) 1Die Grundgebühr wird nach dem Dauerdurchfluss (Q3) oder 
nach dem Nenndurchfluss (Qn) der verwendeten Wasserzähler berech-
net. 2Befinden sich auf einem Grundstück nicht nur vorübergehend 
mehrere Hauptwasserzähler im Sinne des § 19 WAS, so wird die 
Grundgebühr für jeden Hauptwasserzähler berechnet. 3Soweit Wasser-
zähler nicht eingebaut sind, wird der Dauerdurchfluss oder Nenndurch-
fluss geschätzt, der nötig wäre, um die mögliche Wasserentnahme mes-
sen zu können. 

 (2) Die Grundgebühr beträgt bei der Verwendung von Wasserzäh-
lern mit Dauerdurchfluss 

(3) Die Grundgebühr beträgt bei der Verwendung von Wasserzählern 

mit Nenndurchfluss 

§ 10 

Verbrauchsgebühr 

(1) 1Die Verbrauchsgebühr wird nach der Menge des aus der Wasser-

versorgungseinrichtung entnommenen Wassers berechnet. 2Die Gebühr 

beträgt 1,40. € pro Kubikmeter entnommenen Wassers. 

(2) 1Der Wasserverbrauch wird durch geeichte Wasserzähler ermittelt. 
2Er ist durch den Zweckverband zu schätzen, wenn 

1. ein Wasserzähler nicht vorhanden ist, oder 

2. der Zutritt zum Wasserzähler oder dessen Ablesung nicht ermög-

licht wird, oder 

3. sich konkrete Anhaltspunkte dafür ergeben, dass der Wasserzähler 

den wirklichen Wasserverbrauch nicht angibt. 

(3) Wird ein Bauwasserzähler oder ein sonstiger beweglicher Wasser-

zähler verwendet, so beträgt die Gebühr 1,80 €, pro Kubikmeter ent-

nommenen Wassers. Die Grundgebühr für Bauwasserzähler oder sons-

tige bewegliche Zähler beträgt 3,00 € pro angefangenen Monat.   

§ 11 

Entstehen der Gebührenschuld 

(1) Die Verbrauchsgebühr entsteht mit der Wasserentnahme. 

(2) 1Die Grundgebühr entsteht erstmals mit dem Tag, der auf den 
Zeitpunkt der betriebsfertigen Herstellung des Anschlusses folgt; der 
Zweckverband teilt dem Gebührenschuldner diesen Tag schriftlich mit. 
2Im Übrigen entsteht die Grundgebühr mit dem Beginn eines jeden Ta-
ges in Höhe eines Tagesbruchteils der Jahresgrundgebührenschuld neu. 

§ 12 

Gebührenschuldner 

(1) Gebührenschuldner ist, wer im Zeitpunkt des Entstehens der Ge-
bührenschuld Eigentümer des Grundstücks oder ähnlich zur Nutzung 
des Grundstücks dinglich berechtigt ist. 

(2) Gebührenschuldner ist auch der Inhaber eines auf dem Grund-
stück befindlichen Betriebs. 

(3) Gebührenschuldner ist auch die Wohnungseigentümergemein-
schaft. 

(4) Mehrere Gebührenschuldner sind Gesamtschuldner. 

(5) Die Gebührenschuld ruht für alle Gebührenschulden, die gegen-
über den in den Abs. 1 bis 4 genannten Gebührenschuldnern festgesetzt 
worden sind, als öffentliche Last auf dem Grundstück bzw. dem Erb-
baurecht (Art. 8 Abs. 8 i. V. m. Art. 5 Abs. 7 KAG). 

§ 13 

Abrechnung, Fälligkeit, Vorauszahlung 

(1) 1Der Verbrauch wird jährlich abgerechnet. 2Die Grund- und die 
Verbrauchsgebühr werden einen Monat nach Bekanntgabe des Gebüh-
renbescheides fällig. 

(2) 1Auf die Gebührenschuld sind zum 1. Juli jeden Jahres Voraus-
zahlungen in Höhe der Hälfte des Jahresverbrauchs der Jahresabrech-
nung des Vorjahres zu leisten. 2Fehlt eine solche Vorjahresabrechnung, 
so setzt der Zweckverband die Höhe der Vorauszahlungen unter Schät-
zung des Jahresgesamtverbrauches fest. 

§ 14 

Mehrwertsteuer 

Zu den Beiträgen, Kostenerstattungsansprüchen und Gebühren 
wird die Mehrwertsteuer in der jeweils gesetzlichen Höhe erhoben. 

§ 15 

Pflichten der Beitrags- und Gebührenschuldner 

Die Beitrags- und Gebührenschuldner sind verpflichtet, dem 
Zweckverband für die Höhe der Abgabe maßgebliche Veränderungen 
unverzüglich zu melden und über den Umfang dieser Veränderungen – 
auf Verlangen auch unter Vorlage entsprechender Unterlagen – Aus-
kunft zu erteilen. 

§ 16 

Inkrafttreten 

(1) Die Satzung tritt am 01.01.2021 in Kraft. 

(2) Gleichzeitig tritt die Satzung vom 20.05.2013 außer Kraft. 

 

Beilngries, den 19.10.2020 

Zweckverband zur Wasserversorgung der Wolfsbuch-Paulushofener 

Gruppe 

Walter Lenz, Verbandsvorsitzender 

 

 

 
Zweckverbands Anlautertal  

189 Haushaltssatzung des Zweckverbands Anlautertal für das 
Haushaltsjahr 2020 

Aufgrund des §22 der Verbandssatzung i. V. m. den Art. 40 und 41 
des Gesetzes über die kommunale Zusammenarbeit und des Art. 63 ff 
der Gemeindeordnung erlässt der Zweckverband Anlautertal folgende 
Haushaltssatzung: 

§ 1 

Der als Anlage beigefügte Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 
2020 wird hiermit festgesetzt, er schließt 

im Verwaltungshaushalt  

in den Einnahmen und Ausgaben mit 87.000,00 € 

und im Vermögenshaushalt  

in den Einnahmen und Ausgaben mit 528.000,00 € 

§ 2 

Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitionsförderungsmaß-
nahmen sind nicht vorgesehen. 

§ 3 

Verpflichtungsermächtigungen im Vermögenshaushalt werden 
nicht festgesetzt. 

§ 4 

Eine Betriebskostenumlage wird nicht erhoben. Eine Investition-
sumlage wird nicht erhoben. 

§ 5 

Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung von 
Ausgaben nach dem Haushaltsplan wird auf 15.000,00 € festgesetzt. 
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§ 6 

Weitere Festsetzungen werden nicht vorgenommen 

§ 7 

Diese Haushaltssatzung tritt mit dem 1. Januar 2020 in Kraft 

 

Titting, 28.10.2020 

Andreas Brigl Zweckverbandsvorsitzender 

 

 


